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Kleine Anfrage 8518 
 
der Abgeordneten Marcel Hafke, Dr. Werner Pfeil und Alexander Steffen   FDP 
 
 
Anschlag auf den CSD in Berlin – Neubewertung der Sicherheitslage? 
 
 
Der mutmaßlich islamistisch motivierte Anschlag auf den Christopher Street Day in Berlin 
verdeutlicht erneut, dass die Bedrohung durch den islamistischen Extremismus in Deutschland 
unverändert auf einem hohen Niveau besteht. Unabhängig von den weiteren Ergebnissen der 
laufenden Ermittlungen wirft der Fall Fragen hinsichtlich der Wirksamkeit der frühzeitigen 
Erkennung von Radikalisierungsprozessen und der Bewertung sicherheitsrelevanter 
Personen auf. 
 
Nordrhein-Westfalen ist aufgrund seiner Größe, seiner Bevölkerungsstruktur und der seit 
Jahren hohen Zahl islamistischer Gefährder und Relevanter Personen in besonderem Maße 
von dieser Bedrohungslage betroffen. Die Landesregierung weist regelmäßig darauf hin, dass 
die Einstufung von Personen als Gefährder oder Relevante Personen einer fortlaufenden 
Bewertung unterliegt und als Grundlage für die Einschätzung möglicher Gefahren dient. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung nach dem Berliner Anschlag die aktuelle islamistische 

Gefährdungslage in Nordrhein-Westfalen?  
 
2. Hat der Berliner Anschlag zu einer Neubewertung von gefährdeten Objekten und 

Personen sowie deren Schutz geführt? 
 
3. Wenn ja: Inwiefern wurde das Schutzniveau konkret erhöht? 
 
4. Hat der Berliner Anschlag zu einer Neubewertung von Gefährdern oder Relevanten 

Personen in Nordrhein-Westfalen geführt? 
 
5. Wenn ja: Welche konkreten Auswirkungen hat diese Neubewertung?  
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